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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderats Tiefenbach am 28. Oktober 2021in Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 

und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest.Einwände 

gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen.  

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 
 Armin Mayrhofer, CSU anwesend 
 Josef Sattler, CSU anwesend 
 Richard Roßgoderer, CSU anwesend 
 Anna-Lena Fürst, CSU anwesend 
 Tobias Königseder, CSU entschuldigt 
 Johannes Regner, CSU anwesend 
 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 
 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft entschuldigt 
 Manfred Bründl, Unsere Zukunft entschuldigt 
 2. Bürgermeister Uwe Urtel, parteilos anwesend 
 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler entschuldigt 
 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler anwesend 
 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler anwesend 
 Josef Fehrer, FWG anwesend 
 Johannes Unholzer, FWG anwesend 
 Susanne Mayerhofer, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 
 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 
 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 
 Michael Fürst, SPD anwesend 
 Alfred Gimpl, SPD anwesend 

 
Anzahl der Zuhörer: - 1 -    Vertreter der Presse: Johann Schauer 
 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderats vom 30.09.2021. 
 
Beschluss: 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 30.09.2021 abstimmen. 

 
Abstimmung: 17 : 0 

(ohne Tobias Königseder,  
Florian Schwarzbauer,  

Manfred Bründl,  
Johann Kirchberger) 

 

 
 
 
 
 
 



 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung des Gemeinderats vom 30. Sep-
tember 2021 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der gefassten Beschlüsse der öffentlichen Sitzung vom 30. September 2021 informiert. 
 

 
3. Beratung und Erlass einer neuen Satzung für die Erhebung der Hundesteuer zum 01.01.2022 – 
vgl. Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss vom 14.10.2021. 
 
Nach den einleitenden Worten des Vorsitzenden wird der Kämmerin das Wort erteilt. Sie stellt dazu 
den Sachverhalt dar. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Die aktuell gültige Hundesteuersatzung der Gemeinde Tiefenbach stammt aus dem Jahr 1981. Zuletzt 
wurde sie mit der 4. Änderungssatzung zum 01.01.2002 im Zuge der Währungsumstellung geändert. 
 
Aufgrund einer neuen Mustersatzung vom Bayerischen Gemeindetag und einiger dringend erforder-
licher inhaltlicher Anpassungen ist der Erlass einer neuen Hundesteuersatzung nötig. 
 
In diesem Zuge soll auch die Höhe der Hundesteuer neu festgelegt werden. Die letzte Festsetzung 
der Hundesteuer erfolgte zum 01.01.2002.  
 
Die Kämmerin stellt den Entwurf der neuen Hundesteuersatzung vor und erläutert die Änderungen 
zur bisherigen Satzung. Die größten Änderungen sind neben den Steuersätzen die Steuerermäßigun-
gen. Bisher war die Steuer für Hunde, die in Weilern gehalten werden, um die Hälfte ermäßigt. (aktu-
ell 141 Fälle). Diese Ermäßigung soll mit der neuen Hundesteuersatzung wegfallen. Künftig gilt die 
Ermäßigung nur noch für Einöde. Weitere größere Änderung ist der Wegfall der Hundesteuermarke. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasste dazu in der Sitzung am 14. Oktober 2021 folgende Beschlüsse: 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, die Sätze für die Hundesteuer ab 
dem 01.01.2022 wie folgt festzusetzen: 
 
 1. Hund   40 € 
 2. Hund   80 € 
 3. Hund 120 € 
 Kampfhund 300 € 
 

Abstimmung: 7 : 5 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, den vorgestellten Entwurf der Hun-
desteuersatzung zu beschließen.  

Abstimmung: 12 : 0 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Sätze für die Hundesteuer ab dem 01.01.2022 wie folgt festzuset-
zen: 
 
 



 

 
 1. Hund   40 € 
 2. Hund   80 € 
 3. Hund 120 € 
 Kampfhund 300 € 
 

Abstimmung: 16 : 1 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer,  
Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 

 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die nachstehend aufgeführte Satzung für die Erhebung der Hunde-
steuer (Hundesteuersatzung-HStS): 
 

Satzung für die Erhebung der Hundesteuer  

(Hundesteuersatzung – HStS) 

vom …. 

 

Auf Grund des Art. 3 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlässt die die Gemeinde Tiefen-
bach folgende Satzung: 

 
§ 1 

Steuertatbestand 
1Das Halten eines über vier Monate alten Hundes im Gemeindegebiet unterliegt einer gemeindlichen 
Jahresaufwandsteuer nach Maßgabe dieser Satzung.  2Maßgebend ist das Kalenderjahr. 

§ 2 
Steuerfreiheit 

Steuerfrei ist das Halten von 

1. Hunden allein zu Erwerbszwecken, insbesondere das Halten von 

a) Hunden in Tierhandlungen, 

b) Hunden, die zur Bewachung von zu Erwerbszwecken gehaltenen Herden notwendig sind und zu 
diesem Zwecke gehalten werden, 

2. Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariter-Bundes, des Malteser Hilfsdiens-
tes, der Johanniter-Unfall-Hilfe oder des Technischen Hilfswerks, die ausschließlich der Durchfüh-
rung der diesen Organisationen obliegenden Aufgaben dienen, 

3. Hunden ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, 

4. Hunden, die von Mitgliedern der Truppen oder eines zivilen Gefolges verbündeter Stationie-
rungsstreitkräfte sowie deren Angehörigen gehalten werden, 

5. Hunden, die von Angehörigen ausländischer diplomatischer oder berufskonsularischer Vertre-
tungen in der Bundesrepublik Deutschland gehalten werden, 



 

 
6. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasylen oder ähnlichen Einrich-

tungen untergebracht sind, 

7. Hunden, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden haben und als Rettungs-
hunde für den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst zur Verfügung ste-
hen, 

8. Hunden, die für Blinde, Taube, Schwerhörige oder völlig Hilflose unentbehrlich sind. 

§ 3 
Steuerschuldner, Haftung 

 

(1)  1Steuerschuldner ist der Halter des Hundes.  2Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Inte-
resse oder im Interesse seiner Haushalts- oder Betriebsangehörigen aufgenommen hat.  3Als Hunde-
halter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum 
Anlernen hält.  4Alle in einen Haushalt oder einen Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als von 
ihren Haltern gemeinsam gehalten. 

(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, sind sie Gesamtschuldner. 

(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer. 

§ 4 
Wegfall der Steuerpflicht, Anrechnung 

 
(1) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzungen in weniger als drei aufeinanderfolgenden 
Monaten im Kalenderjahr erfüllt werden. 

(2)  1Tritt an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes, für den die Steuerpflicht im 
Kalenderjahr bereits entstanden und nicht nach Abs. 1 entfallen ist, bei demselben Halter ein anderer 
Hund, entfällt für dieses Kalenderjahr die weitere Steuerpflicht für den anderen Hund.  2Tritt in den 
Fällen des Satzes 1 an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes ein Kampfhund, ent-
steht für dieses Kalenderjahr hinsichtlich dieses Kampfhundes eine weitere Steuerpflicht mit einem 
Steuersatz in Höhe der Differenz aus dem erhöhten Steuersatz für Kampfhunde und dem Steuersatz, 
der für den verstorbenen oder veräußerten Hund gegolten hat. 

(3)  1Ist die Steuerpflicht eines Hundehalters für das Halten eines Hundes für das Kalenderjahr oder 
für einen Teil des Kalenderjahres bereits in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland 
entstanden und nicht später wieder entfallen, ist die erhobene Steuer auf die Steuer anzurechnen, 
die dieser Hundehalter für das Kalenderjahr nach dieser Satzung zu zahlen hat.  2Mehrbeträge wer-
den nicht erstattet. 

§ 5 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
 (1)  1Die Steuer beträgt für den ersten Hund 40.- Euro,  

für den zweiten Hund 80.- Euro,  

für jeden weiteren Hund 120.- Euro,  

für jeden Kampfhund 300.- Euro.  

2Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewährt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht anzusetzen.  3Hunde, für die die Steuer nach § 6 ermäßigt wird, gelten als erste Hunde. 

(2)  1Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund rassenspezifischer Merkmale, Zucht und Ausbil-
dung von einer gesteigerten Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren aus-
zugehen ist.  2Kampfhunde im Sinne dieser Vorschrift sind alle in § 1 der Verordnung über Hunde mit 



 

 
gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit genannten Rassen und Gruppen von Hunden sowie 
deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden. 

§ 6 
Steuerermäßigung 

 

(1)  1Die Steuer ist um die Hälfte ermäßigt für 

1. Hunde, die in Einöden gehalten werden. Als Einöde gilt ein Anwesen, dessen Wohngebäude mehr 
als 500 m Luftlinie von jedem anderen Wohngebäude entfernt sind. 

2. Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines Jagdscheines ausschließlich 
oder überwiegend zur Ausübung der Jagd oder des Jagd- oder Forstschutzes gehalten werden, 
sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei ist. Die Steuerermäßigung tritt nur ein, wenn die Hunde 
die Brauchbarkeitsprüfung oder eine ihr gleichgestellte Prüfung nach § 21 der Verordnung zur 
Ausführung des Bayerischen Jagdgesetzes mit Erfolg abgelegt haben. 

2Die Steuerermäßigung nach Satz 1 kann nur für jeweils einen Hund des Steuerpflichtigen bean-
sprucht werden.  3Sind sowohl die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 als auch des Satzes 1 Nr. 2 
erfüllt, wird die Steuer nur einmal ermäßigt. 

(2)  1Wird ein Hund aus einem nach den Vorschriften der Abgabenordnung als steuerbegünstigt an-
erkannten und mit öffentlichen Mitteln geförderten inländischen Tierheim oder Tierasyl vom Halter 
von dort in seinen Haushalt aufgenommen, ermäßigt sich die Steuer für jeden Monat der Hundehal-
tung um ein Zwölftel des Steuersatzes.  2Die Steuerermäßigung wird längstens für die ersten zwölf 
Monate der Hundehaltung nach Aufnahme in den Haushalt gewährt. 

§ 7 
Allgemeine Bestimmungen für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 

 

(1)  1Steuerermäßigungen werden auf Antrag gewährt.  2Der Antrag ist bis zum Ende des Kalenderjah-
res zu stellen, für das die Steuerermäßigung begehrt wird.  3In dem Antrag sind die Voraussetzungen 
für die Steuerermäßigung darzulegen und auf Verlangen der Gemeinde glaubhaft zu machen.  
4Maßgebend für die Steuerermäßigung sind die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahres.  5Beginnt 
die Hundehaltung erst im Laufe des Kalenderjahres, ist dieser Zeitpunkt entscheidend. 

(2) Für Kampfhunde wird keine Steuerbefreiung nach § 2 Nr. 7 und 8 und keine Steuerermäßigung 
gewährt. 

§ 8 
Entstehen der Steuerpflicht 

Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des jeweiligen Kalenderjahres oder – wenn der Steuertatbe-
stand erst im Verlauf eines Kalenderjahres verwirklicht wird – mit Beginn des Tages, an dem der 
Steuertatbestand verwirklicht wird. 

§ 9 
Fälligkeit der Steuer 

Die Steuerschuld ist mit der auf das Kalenderjahr entfallenden Steuer fällig am         1. April eines 
jeden Kalenderjahres, frühestens jedoch einen Monat nach Bekanntgabe des Steuerbescheids. 

 

§ 10 
Anzeigepflichten und sonstige Pflichten 

(1) Wer einen über vier Monate alten Hund hält, muss ihn innerhalb eines Monats nach Anschaffung 
unter Angabe von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter Angabe, ob die Hundehaltung zu einem 
Zweck im Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls unter Vorlage geeigneter Nachweise der Ge-
meinde melden. 



 

 
(2) Wer einen unter vier Monate alten Hund hält, muss ihn innerhalb eines Monats nach Vollendung 
des vierten Lebensmonats des Hundes unter Angabe von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter An-
gabe, ob die Hundehaltung zu einem Zweck im Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls unter Vorla-
ge geeigneter Nachweise der Gemeinde melden. 

 (3)  1Der steuerpflichtige Hundehalter (§ 3) soll den Hund innerhalb eines Monats bei der Gemeinde 
abmelden, wenn er ihn veräußert oder sonst abgeschafft hat, wenn der Hund abhandengekommen 
oder tot ist oder wenn der Halter aus der Gemeinde weggezogen ist.   

(4) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung weg, ist das der 
Gemeinde innerhalb eines Monats nach Wegfall anzuzeigen. 

 
§ 11 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31.12.2021 tritt die Hundesteuersatzung vom 09.12.1980 mit Stand der 4. Ände-
rungssatzung vom 18.12.2001 außer Kraft. 

 

Tiefenbach,  

       S i e g e l 

Fürst, 
1. Bürgermeister 
 
 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer,  
Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 

 
4. Neukalkulation der Friedhofsgebühren ab 01.01.2022 – vgl. Sitzung des Haupt- und Finanzaus-
schusses am 16.09.2021 und 14.10.2021. 
 
Eingangs verweist der Vorsitzende auf die Vorberatungen im Haupt- und Finanzaus-
schuss.Anschließend wird der Kämmerin das Wort erteilt, die den Sachverhalt nochmals kurz dar-
stellt: 
 

Kalkulationszeitraum 
 
Die letzte Kalkulation der Friedhofsgebühren wurde im Jahr 2017 vorgenommen. Der Gemeinderat 
hat in seiner Sitzung am 29.06.2017 den Kalkulationszeitraum auf 4 Jahre festgelegt, somit sind die 
Friedhofsgebühren 2021 neu zu kalkulieren.  
 
Bei der Festlegung des künftigen Kalkulationszeitraums muss berücksichtigt werden, dass bei Fertig-
stellung des bereits in Planung befindlichen Naturfriedhofs in Tiefenbach die Gebühren neu kalkuliert 
werden müssen. Es wird daher vorgeschlagen, den Kalkulationszeitraum auf max. 4 Jahre 
(01.01.2022 – 31.12.2025) festzulegen, jedoch spätestens bis zur Fertigstellung des Naturfriedhofes.  
 
 



 

 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasste dazu folgenden Beschluss: 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Kalkulationszeitraum auf max. 
4 Jahre festzulegen. Mit dem Abschluss der Friedhofserweiterung ist jedoch eine Neukalkulation 
der Friedhofsgebühren vorzunehmen. 

Abstimmung: 12 : 0 
 

Rechnungsergebnisse 
 
Die Rechnungsergebnisse der Einrichtungseinheit Friedhöfe weisen in den Jahren 2015 – 2020 fol-
gende Unterdeckungen auf: 
 

Jahr Unterdeckung

2015 -35.877,08 €

2016 -33.523,61 €

2017 -88.273,52 €

2018 -56.345,59 €

2019 -82.720,96 €

2020 -33.523,61 €  
 
Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband hat in den letzten beiden überörtlichen Prüfungen auf 
die Unterdeckungen hingewiesen und mitgeteilt, dass die Gemeinde auch für das Bestattungswesen 
Kostendeckung anzustreben hätte. Ziel sollte gemäß Frau Schmidt vom BKPV ein Kostendeckungs-
grad von ca. 80 % sein. Im gemeindlichen Haushalt beträgt der Kostendeckungsgrad in etwa 54 %. 
Der Ansatz, den ermittelten gebührenfähigen Aufwand auf alle vorhandenen Gräber zu verteilen, 
sollte kritisch hinterfragt werden. Der Prüfungsverband schlägt vor, den Gebührenaufwand auf alle 
im Kalkulationszeitraum voraussichtlich zu veräußernden Grabnutzungsrechte zu verteilen.  
 

Ermittlung gebührenfähiger Aufwand 
 
Bei der Neukalkulation wurden die Jahresrechnungsergebnisse 2015-2020 erfasst und ein Durch-
schnittswert gebildet. Diese Durchschnittswerte wurden bei den Sachkosten in die Kostengrundlage 
übernommen. Bei den Personalkosten, Stromkosten, kalkulatorische Abschreibung und Verzinsung, 
Verwaltungskostenerstattungen etc. wurde das Rechnungsergebnis 2020 in die Kostengrundlage 
aufgenommen. Diese Kosten wurden für die Kalkulation mit einer Kostensteigerung hochgerechnet. 
Für Personal- und spezielle Sachkosten wurden 10 % für das sog. öffentliche Grün in Abzug gebracht. 
Die zu verteilenden Kosten wurden daraufhin den einzelnen Hauptkostenstellen (Grabstätte, Lei-
chenhalle, Bestattungen) und Sondereinzelkosten (Urnenpavillon, Grabkammern, Sonstiges) zuge-
ordnet. 
 

Kalkulatorische Zinssatz 
 
Der Gemeindeart hat 2017 den kalkulatorischen Zinssatz ab 01.01.2018 auf 4 % gesenkt. Aufgrund 
des anhaltenden niedrigen Zinsniveaus wäre es möglich, wie auch bereits bei den Kostenrechnenden 
Einrichtungen Abwasserbeseitigung und Freibad geschehen, den kalkulatorischen Zinssatz von 4 % 
auf 3,5 % zu reduzieren.  
 
 
 
 
 
 



 

 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasste dazu folgenden Beschluss:  
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den kalkulatorischen Zinssatz ab 
01.01.2022 von 4 % auf 3,5 % zu reduzieren.      

Abstimmung: 12 : 0 
 
Bei den nachfolgenden Kalkulationen wurde bereits von einem kalkulatorischen Zinssatz von 3,5 % 
ausgegangen. Dabei ergeben sich folgende Ergebnisse: 
 

Kalkulation der Grabnutzungsgebühren 
  
Für die Kalkulation wurden zwei Varianten erstellt. Zum einen die bisherige Variante 4 b – Einrich-
tungseinheit nach Schima. Dabei wird der ermittelte gebührenfähige Aufwand auf alle vorhandenen 
Gräber umgelegt. Der Gebührenanstieg wäre hier relativ gering. Problem ist bei dieser Variante, dass 
hier keine Kostendeckung möglich ist. Hier werden sich auch künftig erhebliche Kostenunterdeckun-
gen ergeben.  
Zusätzlich wurde vom Prüfungsverband vorgeschlagene Variante, den gebührenfähigen Aufwand auf 
die im Kalkulationszeitraum voraussichtlich zu veräußernden Grabnutzungsrechte zu verteilen, be-
rechnet. (Variante 4 a Einrichtungseinheit – Thimet).  
 

 Variante 4 b– Verteilung des gebührenfähigen Aufwands auf alle vorhandenen Gräber:  
 
Die Grabnutzungsgebühren stellen sich bei Ansatz eines kalkulatorischen Zinssatzes i.H.v. 3,5 % wie 
folgt dar: 
 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

    Bisher Neue       Bisher Neu     

    gültige Gebühr       gültige kalkulierte     

    Gebühr (mit  Differenz Differenz   Gebühr Gebühr Differenz Differenz 

      Zuschlag)               

Grabart:   pro Jahr: pro Jahr: in EUR: in %: ND: für ND: für ND: in EUR: in %: 

        (4-3)     (3x7) (4x7) (9-8)   

                      

Einzelgrab  42,18 € 43,73 € 1,55 € 3,68 % 20 843,60 € 874,68 € 31,08 € 3,68 % 

  
   

    
   

    

Familiengrab 
 

88,11 € 91,36 € 3,25 € 3,68 % 20 1.762,20 € 1.827,11 64,91 € 3,68 % 

  
   

    
   

    

Urnengräber 
 

52,02 € 53,94 € 1,92 € 3,69 % 10 520,20 € 539,39 € 19,19 € 3,69 % 

  
   

    
   

    

Grabkammern 2fachtief 42,60 € 44,17 € 1,57 € 3,69 % 12 511,20 € 530,06 € 18,86 € 3,69 % 

Grabkammern 3fachtief 53,15 € 55,10 € 1,95 € 3,68 % 12 637,80 € 661,26 € 23,46 € 3,68 % 

  
   

    
   

    

Urnennische 2fach 47,62 € 48,58 € 0,96 € 2,02 % 10 476,20 € 485,83 € 9,63 € 2,02 % 

Urnennische 4fach 84,37 € 86,15 € 1,78 € 2,11 % 10 843,70 € 861,48 € 17,78 € 2,11 % 

  
   

    
   

    

 
 
 
 



 

 

 Variante 4 a – Verteilung des gebührenfähgen Aufwands auf die voraussichtlichen 
Grabnutzungsrechte.  

 
Bei dieser kalkulierten Gebühr geht man von einer 100 %igen Kostendeckung aus, vorausgesetzt die 
Prognosen würden so eintreffen, wie bei der Kalkulation angenommen.  Bei uns wären es lediglich 
90% Kostendeckung, weil 10 % für öffentliches Grün ohnehin die Allgemeinheit trägt. Diese Variante 
bringt allerdings einen immensen Gebührenanstieg mit sich.  
 
Die Grabnutzungsgebühren stellen sich bei Ansatz eines kalkulatorischen Zinssatzes i.H.v. 3,5 % wie 
folgt dar: 
 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

    Bisher Neue       Bisher Neu     

    gültige Gebühr       gültige kalkulierte     

    Gebühr (mit  Differenz Differenz   Gebühr Gebühr Differenz Differenz 

      Zuschlag)               

Grabart:   pro Jahr: pro Jahr: in EUR: in %: ND: für ND: für ND: in EUR: in %: 

        (4-3)     (3x7) (4x7) (9-8)   

                      

Einzelgrab  42,18 € 72,74 € 30,56 € 72,45 % 20 843,60 € 1.454,83 € 611,23 € 72,45 % 

  
   

    
   

    

Familiengrab 
 

88,11 € 151,95 € 63,84 € 72,45 % 20 1.762,20 € 3.038,97 € 1.276,77 € 72,45 % 

  
   

    
   

    

Urnengräber 
 

52,02 € 89,71 € 37,69 € 72,46 % 10 520,20 € 897,14 € 376,94 € 72,46 % 

  
   

    
   

    

Grabkammern 2fachtief 42,60 € 73,47 € 30,87 € 72,46 % 12 511,20 € 881,63 € 370,43 € 72,46 % 

Grabkammern 3fachtief 53,15 € 91,65 € 38,50 € 72,44 % 12 637,80 € 1.099,85 € 462,05 € 72,44 % 

  
   

    
   

    

Urnennische 2fach 47,62 € 64,88 € 17,26 € 36,25 % 10 476,20 € 648,84 € 172,64 € 36,25 % 

Urnennische 4fach 84,37 € 119,41 € 35,04 € 41,53 % 10 843,70 € 1.194,10 € 350,40 € 41,53 % 

  
   

    
   

    

 
Um die Vorgaben des Prüfungsverbandes zur Kostendeckung zu erfüllen und den Gebührenanstieg 
moderat zu zahlen, könnte man nach Rücksprache mit dem BKPV den Kostendeckungsgrad von 
Kalkulation zu Kalkulation sukzessive anheben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Bei einem Kostendeckungsgrad von 70 % würde sich die Gebühr wie folgt ändern: 
 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

    Bisher Neue       Bisher Neu     

    gültige Gebühr       gültige kalkulierte     

    Gebühr (mit  Differenz Differenz   Gebühr Gebühr Differenz Differenz 

      Zuschlag)               

Grabart:   pro Jahr: pro Jahr: in EUR: in %: ND: für ND: für ND: in EUR: in %: 

        (4-3)     (3x7) (4x7) (9-8)   

                      

Einzelgrab  42,18 € 56,58 € 14,40 € 34,13 % 20 843,60 € 1.131,53 € 287,93 € 34,13 % 

  
   

    
   

    

Familiengrab 
 

88,11 € 118,18 € 30,07 € 34,13 % 20 1.762,20 € 2.363,65 € 601,45 € 34,13 % 

  
   

    
   

    

Urnengräber 
 

52,02 € 69,78 € 17,76 € 34,14 % 10 520,20 € 697,78 € 177,58 € 34,14 % 

  
   

    
   

    

Grabkammern 2fachtief 42,60 57,14 € 14,54 € 34,14 % 12 511,20 € 685,71 € 174,51 € 34,14 % 

Grabkammern 3fachtief 53,15 € 71,29 € 18,14 € 34,12 % 12 637,80 € 855,44 € 217,64 € 34,12 % 

  
   

    
   

    

Urnennische 2fach 47,62 € 50,47 € 2,85 € 5,98 % 10 476,20 € 504,66 € 28,46 € 5,98 % 

Urnennische 4fach 84,37 € 92,87 € 8,50 € 10,08 % 10 843,70 € 928,75 € 85,05 € 10,08 % 

  
   

    
   

    

 
Bei einem Kostendeckungsgrad von 65 % stellen sich die Gebühren wie folgt dar: 
 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

    Bisher Neue       Bisher Neu     

    gültige Gebühr       gültige kalkulierte     

    Gebühr (mit  Differenz Differenz   Gebühr Gebühr Differenz Differenz 

      Zuschlag)               

Grabart:   pro Jahr: pro Jahr: in EUR: in %: ND: für ND: für ND: in EUR: in %: 

        (4-3)     (3x7) (4x7) (9-8)   

                      

Einzelgrab  42,18 € 52,54 € 10,36 € 24,55 % 20 843,60 € 1.050,71 € 207,11 € 24,55 % 

  
   

    
   

    

Familiengrab 
 

88,11 € 109,74 € 21,63 € 24,55 % 20 1.762,20 € 2.194,81 € 432,61 € 24,55 % 

  
   

    
   

    

Urnengräber 
 

52,02 € 64,79 € 12,77 € 24,56 %  10 520,20 € 647,94 € 127,74 € 24,56 % 

  
   

    
   

    

Grabkammern 2fachtief 42,60 53,06 € 10,46 € 24,56 % 12 511,20 € 636,73 € 125,53 € 24,56 % 

Grabkammern 3fachtief 53,15 € 66,19 € 13,04 € 24,54 % 12 637,80 € 794,34 € 156,54 € 24,54 % 

  
   

    
   

    

Urnennische 2fach 47,62 € 46,86 € -0,76 € -1,59 % 10 476,20 € 468,61 € -7,59 € -1,59 % 

Urnennische 4fach 84,37 € 86,24 € -1,87 € 2,22 % 10 843,70 € 862,41 € 18,71 €  2,22 % 

  
   

    
   

    

 
 



 

 
Bei einem Kostendeckungsgrad von 60 % stellen sich die Gebühren wie folgt dar: 
 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

    Bisher Neue       Bisher Neu     

    gültige Gebühr       gültige kalkulierte     

    Gebühr (mit  Differenz Differenz   Gebühr Gebühr Differenz Differenz 

      Zuschlag)               

Grabart:   pro Jahr: pro Jahr: in EUR: in %: ND: für ND: für ND: in EUR: in %: 

        (4-3)     (3x7) (4x7) (9-8)   

                      

Einzelgrab  42,18 € 48,49 € 6,31 € 14,97 % 20 843,60 € 969,88 € 126,28 € 14,97 % 

  
   

    
   

    

Familiengrab 
 

88,11 € 101,30 € 13,19 € 14,97 % 20 1.762,20 € 2.025,98 € 263,78 € 14,97 % 

  
   

    
   

    

Urnengräber 
 

52,02 € 59,81 € 7,79 € 14,97 % 10 520,20 € 598,10 € 77,90 € 14,97 % 

  
   

    
   

    

Grabkammern 2fachtief 42,60 48,98 € 6,38 € 14,97 % 12 511,20 € 587,75 € 76,55 € 14,97 % 

Grabkammern 3fachtief 53,15 € 61,10 € 7,95 € 14,96 % 12 637,80 € 733,23 € 95,43 € 14,96 % 

  
   

    
   

    

Urnennische 2fach 47,62 € 43,26 € -4,36 € -9,16 % 10 476,20 € 432,56 € -43,64 € -9,16 % 

Urnennische 4fach 84,37 € 79,61 € -4,76 € -5,65 % 10 843,70 € 796,07 € -47,63 € -5,65 % 

  
   

    
   

    

 
Der Haupt- und Finanzausschuss war sich darüber einig, die bisherige Kalkulationvariante, den 
gebührenfähigen Aufwand auf alle vorhandenen Gräber zu verteilen, zu verlassen. Stattdessen wird 
die vom BKPV vorgeschlagene Variante, den gebührenfähigen Aufwand auf alle voraussichtlichen zu 
veräußerten Granbnutzungsrechte zu verteilen, gewählt. 
 
Der Haupt- und Finanzauschuss fasste dazu folgenden Beschluss: 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Kostendeckungsgrad auf 65 % 
festzulegen. Dabei ergeben sich ab den 01.01.2022 folgende jährliche Grabnutzungsgebühren: 
 
- Einzelgrab:        52,54 € 
- Familiengrab:     109,74 € 
- Urnengrab:        64,79 €  
- Grabkammern (1fachbreit/2fachtief):     53,06 € 
- Grabkammern (1 fachbreit/3fachtieg):    66,19 € 
- Urnennische (2fach):        46,86 € 
- Urnennische (4fach):       86,24 € 
 

Abstimmung: 12 : 0 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Kalkulation Gebühr für die Benutzung des Leichenhauses 

 

 
 
Die Kalkulation der Gebühr für die Benutzung des Leichenhauses ergibt, dass die Gebühr pro Tag bei 
Ansatz eines kalkulatorischen Zinssatzes i.H.v. 3,5 % von bisher 85,28 € auf 97,96 € steigt. Um Un-
gleichbehandlungen zu vermeiden, hat der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 05.09.2013 be-
schlossen, dass von einer angenommenen regelmäßigen Liegezeit von 2 Tagen ausgegangen wird. 
Die Gebühr für den 1. Benutzungstag beträgt bisher 141.- € und für jeden weiteren Benutzungstag 
30.- €. Begründet wurde die Staffelung u.a. damit, dass durch die Benutzung des Leichenhauses, un-
abhängig von der Benutzungsdauer, Reinigungskosten anfallen, die mit der Benutzungsgebühr für 
den 1. Benutzungstag abgegolten sind. Bei Fortführung dieser Vorgehensweise, schlägt die Verwal-
tung folgendes vor: 
 

- Die angenommene regelmäßige Liegezeit wird wie bisher auf 2 Tage festgelegt. 
- Für den 1. Benutzungstag des Leichenhauses wird eine Gebühr i.H.v. 160.- € erhoben. Mit 

dieser Gebühr sind sämtliche Reinigungskosten etc. abgegolten. 
- Für jeden weiteren angefangenen Benutzungstag wird eine Gebühr i.H.v. 36.- €  

erhoben. 
 

Der Haupt- und Finanzausschuss kommt zu dem Ergebnis, dass die von der Verwaltung kalkulierte 
und vorgeschlagene Gebühr für die Benutzung des Leichenhauses sehr hoch ist und nicht voll auf die 
Gebührenpflichtigen umgelegt werden kann. Dies hat zur Folge, dass beim Bereich Leichenhaus keine 
volle Kostendeckung erreicht werden kann. Von 1. Bürgermeister Fürst wird vorgeschlagen, ab den 
01.01.2022 für den 1. Benutzungstag 145.- € und für jeden weiteren angefangenen Benutzungstag 
45.- € zu erheben.  
 
Der Haupt- und Finanzausschuss fasste dazu folgenden Beschluss: 
 
Beschluss:  
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, für die Benutzung des Leichenhau-
ses ab 01.01.2022 folgende Gebühren zu erheben: 
 
- Für den 1. Benutzungstag 145.- €   
- für jeden weiteren angefangenen Benutzungstag 45.- € 
 

Abstimmung: 12 : 0 
 
 
 
 



 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den kalkulatorischen Zinssatz ab 01.01.2022 von 4 % auf 3,5 % zu 
reduzieren. 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer,  
Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den Kalkulationszeitraum auf max. 4 Jahre festzulegen. Mit dem Ab-
schluss der Friedhofserweiterung ist jedoch eine Neukalkulation der Friedhofsgebühren vorzuneh-
men. 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer, 
 Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, für die Benutzung des Leichenhauses ab 01.01.2022 folgende Gebüh-
ren zu erheben: 
- Für den 1. Benutzungstag 145.- € 
- Für jeden weiteren angefangenen Benutzungstag 45.- € 
 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer,  
Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den Kostendeckungsgrad für diesen Kalkulationszeitraum auf 65 % 
festzulegen. Dabei ergeben sich ab den 01.01.2022 folgende jährliche Grabnutzungsgebühren: 
 
- Einzelgrab:        52,54 € 
- Familiengrab:     109,74 € 
- Urnengrab:        64,79 €  
- Grabkammern (1fachbreit/2fachtief):     53,06 € 
- Grabkammern (1 fachbreit/3fachtief):    66,19 € 
- Urnennische (2fach):        46,86 € 
- Urnennische (4fach):       86,24 € 
 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer,  
Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 

 



 

 
5. Erlass der zweiten Änderungssatzung zur Friedhofsgebührensatzung (FGS) der Gemeinde Tiefen-
bach vom 04.11.2013. 
 
Um die beschlossenen Grabnutzungs- und Leichenhausgebühren erheben zu können, ist eine Ände-
rung der Friedhofsgebührensatzung (FGS) vom 04.11.2013 nötig. Bereits bei der letzten Gebühren-
kalkulation im Jahr 2017 wurde die Satzung mit der 1. Änderungssatzung vom 03.07.2017 geändert. 
Zum Erlass der neuen Gebühren ab dem 01.01.2022 ist nun eine 2. Änderungssatzung erforderlich.  
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt die nachstehend aufgeführte 2. Änderungssatzung zur Friedhofsge-
bührensatzung (FGS) der Gemeinde Tiefenbach vom 04.11.2013:  
 
 
Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes und Art. 20 des Kostengesetzes erlässt die 
Gemeinde Tiefenbach folgende Satzung: 

 
2. Änderungssatzung  

zur Friedhofsgebührensatzung (FGS) der Gemeinde Tiefenbach 
vom 04.11.2013 

 
Die Friedhofsgebührensatzung (FGS) der Gemeinde Tiefenbach vom 04.11.2013, zuletzt geändert mit 
1. Änderungssatzung vom 03.07.2017, wird wie folgt geändert: 
 

§ 1 
 
§ 4 (Grabnutzungsgebühr) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Die Grabnutzungsgebühr beträgt pro Jahr für 
 

a) eine Einzelgrabstätte      52,54 €, 
b) eine Familiengrabstätte      109,74 €, 
c) eine Urnengrabstätte      64,79 €, 
d) eine Grabkammer 1-fachbreit / 2-fachtief   53,06 €, 
e) eine Grabkammer 1-fachbreit / 3-fachtief   66,19 €, 
f) eine Urnennische mit zweifacher Belegungsmöglichkeit  46,86 €, 
g) eine Urnennische mit vierfacher Belegungsmöglichkeit  86,24 €. 

 
(2) Eine Verlängerung des Grabnutzungsrechtes für 5 Jahre ist möglich. Hierfür wird ein Jahresbe-

trag in gleicher Höhe erhoben. Bei einer Verlängerung der Ruhefrist wegen einer weiteren Bele-
gung der Grabstätte gilt § 3 Abs. 1 Buchstabe c. 

 
(3) Abweichend von § 4 Abs. 1 beträgt die jeweilige Grabnutzungsgebühr für Besitzer von Grabstät-

ten im Friedhof an der Pfarrkirche in Tiefenbach, die kein Recht zur Bestattung haben, jeweils 
die Hälfte. Diese „ermäßigte“ Gebühr ist jeweils für einen Zeitraum von fünf Jahren im Voraus 
zu entrichten. 

 

 

 

 

 



 

 

§ 2 
 
§ 5 (Bestattungsgebühren) erhält folgende Neufassung: 
 
(1) Die Gebühr für Totengräber (Bestatter) je Sterbefall beträgt 
  

a)  bei Totgeburten, Leichenteilen, Leichenresten,    136,85 € 
Gebeinen oder einer Leibesfrucht (Totgeburt) 

 
b) bei Urnenbestattungen (auch bei einer Urnenwandbestattung)  136,85 € 

 
c) bei Kindern bis zum vollendeten 11. Lebensjahr    136,85 € 

 
d) bei den übrigen Personen      416,50 € 

 
e) bei einer Grabkammerbestattung     170,17 € 

 
 
(2) Die Gebühr für die Umbettung je Sterbefall einschließlich 
 Öffnen und Schließen der beiden Grabstätten beträgt   797,30 € 
 
(3) Die Gebühr für Friedhofs- und Bestattungspersonal je Sterbefall  
 beträgt         84,49 € 
 
(4) Von dieser Gebührenregelung unberührt bleiben Ersätze, Gebühren und Unkosten von Bestat-

tungsinstituten, die diese für ihre eigenen Leistungen berechnen. 
 
(5) Die Gebühr für die Benutzung des Leichenhauses beträgt je Sterbefall für den  
 
 1. Benutzungstag        145,00 € 
 und für jeden weiteren angefangenen Benutzungstag     45,00 € 

 
 

 § 3 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
Tiefenbach,        Gemeinde Tiefenbach 
 
     Siegel    
        …………………………………………………………. 
        Fürst, 1. Bürgermeister 
 
 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer,  
Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 

 



 

 
6. Erstellung eines Regenwasserkanals zur Lösung der Oberflächenwasserproblematik in Unterja-
cking – Nachtrag für die Baugrube mit Gleitschienenvorbau. 
 

Sachverhaltsdarstellung 

 
Der Vorsitzende informiert, dass der Auftrag in der Sitzung des Gemeinderats am 8. Juli 2021 an den 
wirtschaftlichsten Bieter, der Firma Sommer aus Wegscheid vergeben worden ist. Da die Bodenver-
hältnisse auf einem Grundstück vor der Ausschreibung nicht geklärt werden konnten, wurde ein Bo-
dengutachten mit ausgeschrieben. Bei den durchgeführten Untersuchungen wurde festgestellt, dass 
das geplante Absenkverfahren für den Absenkschacht auf dem Grundstück Kuchler nicht möglich ist.  
 
Deshalb hat die Firma Sommer Tiefbau als Nachtrag einen Gleitschienenverbau angeboten, der Aus-
hub erfolgt innerhalb des Verbaus. Der Schacht wird gesetzt und verfüllt. Für die vorgenannten Ar-
beiten hat die Firma Sommer ein Nachtragsangebot in Höhe von 45.004,21 €/netto abgegeben.  
 
Beim folgenden Ortstermin wurde vereinbart, dass die zusätzlichen Aufwendungen bezüglich des 
Gleitschienenverbau nach m² und der Voraushub über die beauftragte LV Pos. 02.21 abgerechnet 
werden. Als Preisfindung werden die zusätzlichen Aufwendungen durch die kalkulierten m² Verbau 
angesetzt.  
 

Haushaltsrechtliche Würdigung 
 
Für die Baumaßnahme wurden im Haushalt 2021 Ausgaben in Höhe von 150.000 € veranschlagt. 
Durch den technisch erforderlichen Nachtrag wird der Haushaltsansatz um ca. 38.365,60 €/brutto 
überschritten. Der Nachtrag führt zu einer überplanmäßigen Ausgabe auf der Haushaltsstelle „Bau-
kosten für Straßenunterhalt“ (1.630000.9500). Die Mehrkosten sind entsprechend für das Haushalts-
jahr 2022 zu berücksichtigen, da die gesamten Kosten voraussichtlich nicht mehr alle im Haushalts-
jahr 2021 kassenwirksam werden.  
 
Beschluss:  
Der Gemeinderat genehmigt den Nachtrag in Höhe von 38.365,60 €/brutto. Die Mehrausgaben 
sollen im Haushaltsjahr 2022 entsprechend veranschlagt werden.  

Abstimmung:  17 : 0 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer,  
Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 

 
7. Erlass einer Verordnung für verkaufsoffene Sonntage – Festlegung der Tage für das Kalenderjahr 
2021 – Änderung § 1 der Verordnung wegen der Durchführung des Tiefenbacher Adventsmarktes 
am 28. November 2021. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Das Landratsamt Passau hat der Gemeinde im Jahr 2019 geraten, dass die Verordnung für verkaufs-
offene Sonntage nur für das jeweilige Jahr erlassen werden soll. Der Grund dafür liegt darin, dass sich 
die verkaufsoffenen Tage in der Gemeinde Tiefenbach nicht konkret für einen längeren Zeitraum 
vorhersagen lassen. Diese Vorgehensweise wird nun seit dem Jahr 2019 angewandt. Die Verordnung 
für das Kalenderjahr 2020 wurde durch den Gemeinderat beschlossen, aber wegen der Pandemie 
nicht vollzogen.  
 



 

 
In der Verordnung für das Kalenderjahr 2021ist der § 1 entsprechend zu ändern bzw. die Verordnung 
neu zu erlassen. Da die beiden Standardveranstaltungen (Frühjahrsmarkt beim Schachner und Kirch-
berger Herbstmarkt) nicht stattgefunden haben, wird mit der Verordnung für 2021 der Tiefenbacher 
Adventsmarkt festgesetzt. Anbei der Beschlussbuchauszug (Grundsatzbeschluss) aus der Sitzung vom 
25.07.2019: 
 

Auszug aus der Sitzung vom 25.07.2019 
 
12. Erlass einer Verordnung zur Freigabe verkaufsoffener Sonn- und Feiertage aus Anlass von 
Märkten in der Gemeinde Tiefenbach. 
 
Der Vorsitzende berichtet, dass der Haupt- und Finanzausschuss hat in der Sitzung vom 4. Juli 2019 
bereits eine Vorberatung zum Erlass einer neuen Verordnung durchgeführt hat. Der Entwurf der Ver-
ordnung wurde einstimmig befürwortet. Es wird berichtet, dass die aktuelle Verordnung mittels Zeit-
ablauf inzwischen außer Kraft getreten ist; ein Gespräch mit dem Landratsamt Passau hat ergeben, 
dass vorgeschlagen wird, diese Rechtsverordnung zukünftig Jahr für Jahr neu zu erlassen, weil sich in 
der Regel die Daten für die entsprechenden Märkte ändern. So ist es auch bei dem diesjährigen 
Herbstmarkt in Kirchberg vorm Wald, der heuer am Sonntag 22. September 2019 stattfindet. In der 
ursprünglichen Verordnung hieß es dazu: „Der Herbstmarkt findet jeweils am letzten Sonntag der 
Sommerferien in Bayern statt.“  
 
Ein Entwurf der neuen „Rechtsverordnung zur Freigabe verkaufsoffener Sonn- und Feiertage aus An-
lass von Märkten in der Gemeinde Tiefenbach“ wurde den Mitgliedern des HFA ausgehändigt. Ergän-
zend dazu wird festgestellt, dass der „Sternenzauber in Haselbach“, der jeweils am Sonntag vor dem 
Tiefenbacher Adventsmarkt stattfindet (bisher immer Totensonntag) zumindest in 2019 nicht in die 
Verordnung aufgenommen werden kann. An verkaufsoffenen Sonntagen dürfen die Öffnungszeiten 
fünf zusammenhängende Stunden nicht überschreiten und diese müssen spätestens um 18 Uhr en-
den. Im Dezember dürfen Sonn- und Feiertage nicht freigegeben werden. 
 
Der Adventsmarkt am 1. Advent in Tiefenbach ist kein Problem, weil am Markt selber verkauft werden 
darf; die festen Geschäfte selbst bleiben jedoch geschlossen, weil heuer der Adventsmarkt in den De-
zember fällt. 
 
Die Rechtsverordnung soll mit Wirkung vom 01.01.2019 in Kraft treten; dass diese Verordnung nur für 
2019 gilt, ergibt sich aus § 1 dieser Verordnung; eine Befristung ist deshalb nicht erforderlich. 
Beschluss: 
 
Die neue Rechtsverordnung wird dem Gemeinderat erläutert und soll mit folgendem Wortlaut erlas-
sen werden: 

Rechtsverordnung 
zur Freigabe verkaufsoffener Sonn- und Feiertage 

aus Anlass von Märkten in der Gemeinde Tiefenbach 
 

vom ……... 
 
Aufgrund von § 14 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über den Ladenschluss (LadschlG) in Verbindung mit      
§ 12 der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen (Delegationsverord-
nung – DelV) erlässt die Gemeinde Tiefenbach folgende Rechtsverordnung: 

 
 
 
 



 

 
§ 1 

 
Anlässlich der in der Gemeinde Tiefenbach stattfindenden Märkte am 
 
a.) Sonntag, 28. April 2019 (Frühjahrsmarkt) in Haselbach, 
b.) Sonntag, 22. September 2019 (Herbstmarkt) in Kirchberg vorm Wald,  
 
dürfen alle Verkaufsstellen   
 
a.) beim Frühjahrsmarkt in der Gemarkung Haselbach in der Zeit von 11:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 
b.) beim Herbstmarkt in der Gemarkung Kirchberg in der Zeit von 11:00 Uhr bis 16:00 Uhr und 
 
geöffnet sein. 

§ 2 
 
Die Vorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer (§ 17 LadschlG), die Bestimmungen des Arbeitszeitge-
setzes, des Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes sind in der jeweils geltenden 
Fassung zu beachten.  

§ 3 
 
Bei einer Offenhaltung einer Verkaufsstelle an Sonn- und Feiertagen außerhalb der in § 1 dieser Ver-
ordnung freigegebenen Öffnungszeiten kann eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 24 Laden-
schlussgesetz vorliegen.   

§ 4 
 
Diese Rechtsverordnung tritt mit Wirkung vom 01.01.2019 in Kraft.   
 
Tiefenbach, …………….. 
 
 
(Fürst) 
1.Bürgermeister   Dienstsiegel 

 
Der Gemeinderat beschließt die vorgestellte und erläuterte Verordnung für die Freigabe verkaufs-
offener Sonn- und Feiertage aus Anlass von Märkten in der Gemeinde Tiefenbach. 
 

Abstimmung: 20 : 0 
(ohne GR Tobias Königseder) 

 
Nach der Erläuterung der vorstehenden Verordnung, wird dem Gemeinderat kurz die Neufassung des 
§ 1 und des § 4 erläutert. Die Neufassung der §§ 1 und 4 haben folgenden Inhalt: 
 

Neufassung des § 1: 
 
Anlässlich des in der Gemeinde Tiefenbach stattfindenden Adventmarktes am Sonntag, den 28. No-
vember 2021 dürfen alle Verkaufsstellen in der Zeit von 11:00 Uhr bis 16:00 Uhr geöffnet sein. Die 
Rechtsverordnung für 2021 soll mit der Bekanntmachung in Kraft treten; dass diese Verordnung nur 
für 2021 gilt, ergibt sich aus § 1 dieser Verordnung; eine Befristung ist deshalb nicht erforderlich. 
 

 
 
 
 



 

 
Neufassung des § 4: 

 
Diese Rechtsverordnung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
 

Somit ergib sich folgende Verordnung für die verkaufsoffenen Sonntage im Jahr 2021: 
 

Rechtsverordnung 
zur Freigabe verkaufsoffener Sonn- und Feiertage 

aus Anlass von Märkten in der Gemeinde Tiefenbach 
 

vom 28. Oktober 2021 
 
Aufgrund von § 14 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über den Ladenschluss (LadschlG) in Verbindung mit      
§ 12 der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen (Delegationsverord-
nung – DelV) erlässt die Gemeinde Tiefenbach folgende Rechtsverordnung: 

 
§ 1 

Anlässlich des in der Gemeinde Tiefenbach stattfindenden Adventmarktes am Sonntag, den 28. No-
vember 2021 dürfen alle Verkaufsstellen in der Zeit von 11:00 Uhr bis 16:00 Uhr geöffnet sein.Die 
Rechtsverordnung für 2021 soll mit der Bekanntmachung in Kraft treten; dass diese Verordnung nur 
für 2021 gilt, ergibt sich aus § 1 dieser Verordnung; eine Befristung ist deshalb nicht erforderlich. 
 

§ 2 
Die Vorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer (§ 17 LadschlG), die Bestimmungen des Arbeitszeitge-
setzes, des Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes sind in der jeweils geltenden 
Fassung zu beachten.  

§ 3 
Bei einer Offenhaltung einer Verkaufsstelle an Sonn- und Feiertagen außerhalb der in § 1 dieser Ver-
ordnung freigegebenen Öffnungszeiten kann eine Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 24 Laden-
schlussgesetz vorliegen.   
 

§ 4 
 
Diese Rechtsverordnung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Tiefenbach, den …………….. 
 
 
(Fürst) 
1.Bürgermeister   Dienstsiegel 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die vorgestellte und erläuterte Verordnung für die Freigabe verkaufs-
offener Sonn- und Feiertage aus Anlass von Märkten in der Gemeinde Tiefenbach. 

 
Abstimmung: 17 : 0 

(ohne Tobias Königseder,  
Florian Schwarzbauer,  

Manfred Bründl,  
Johann Kirchberger) 

 

 



 

 
8. Beratung über den Antrag der DJK Haselbach auf eine Bürgschaft zur Sicherung der Finanzierung 
zum Umbau des Sandplatzes in ein Rasenspielfeld. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
Mit Schreiben vom 12.10.2021 beantragt der DJK Haselbach die Übernahme einer Bankbürgschaft in 
Höhe von 50.000.- € zur Sicherung der Finanzierung zum Umbau des Sandplatzes in ein Rasenspiel-
feld. Der nachfolgende Antrag der DJK Haselbach wird vom Vorsitzenden verlesen: 
 

 
 

Rechtliche Voraussetzungen  
 

  Voraussetzungen 
- Erfüllung gemeindliche Aufgabe    +  
- Haushaltswirtschaft geordnet und dauernde Leistungsfähigkeit auch weiterhin gewährleistet 

(Art. 72 Abs. 4 Satz 1 i. V. mit Art. 71 Abs. 2 Sätze 2 und 3)  + 
- Investition? (Art. 72 Abs. 4 Satz 2 GO)  + 

 

  Zusätzliche Voraussetzungen: 
Bürgschaften sollen nur für dinglich gesicherte Kredite übernommen werden. Die Bonität des Kredit-
nehmers darf eine Inanspruchnahme der bürgenden Gemeinde nicht erwarten lassen. Es dürfen 
grundsätzlich nur einfache Bürgschaften oder Ausfallbürgschaften übernommen werden. 
 
 Auf die Prüfung der Bonität wird verzichtet, da dies ohnehin durch den Kreditgeber geprüft 

wird. 
 

  Genehmigungspflicht durch Rechtsaufsichtsbehörde: 
Bürgschaften sind genehmigungspflichtig, wenn sie nicht im Rahmen der laufenden Verwaltung ab-
geschlossen werden (Art. 72 Abs. 2 Satz 2 GO) und nicht gemäß der Verordnung über kreditähnliche 
kommunale Rechtsgeschäfte von der Genehmigung freigestellt sind.  
 
Die einzugehende Bürgschaft in Höhe von 50.000.- € ist gemäß § 3 Nr. 1 i. V. mit § 1 Abs. 2 der Frei-
stellungsverordnung genehmigungsfrei: 



 

 
 

1. Höchstbetrag der Einstandspflicht in dem jeweiligen Rechtsgeschäft nicht höher als 50.000 .- 
€ ist   + 

2. Gesamtbestand derartiger Verpflichtungen (Bürgschaften, Gewährverträge und Verpflich-
tungen aus verwandten Rechtsgeschäften, die ein Einstehen für fremde Schuld oder für den 
Eintritt oder Nichteintritt bestimmter Umstände zum Gegenstand haben) 400.000.- € nicht 
übersteigt  + 

3. Die Summe der im laufenden HH-Jahr eingegangenen Verpflichtungen 100.000.- € nicht 
übersteigt.  + 

 
  Die Voraussetzungen zur Übernahme der Ausfallbürgschaft in Höhe von 50.000.- € durch die 

Gemeinde Tiefenbach sind gegeben.  
 

Der Haupt- und Finanzausschuss hat in der Sitzung am 14. Oktober 2021 dazu folgenden Beschluss 
gefasst: 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, dass die Gemeinde die vom DJK 
Haselbach beantragten Ausfallbürgschaft in Höhe von 50.000.- € zur Sicherung der Finanzierung 
zum Umbau des Sandplatzes in ein Rasenspielfeld übernehmen soll. 
 

Abstimmung: 12 : 0 
 
Nach dem Verlesen des Tagesordnungspunktes wird vom Gemeinderatsmitglied Johannes Regner 
folgender Antrag zur Geschäftsordnung gestellt: 
 

„Antrag auf Schluss der Debatte und Abstimmung.“ 
 

Beschluss: 
Der Vorsitzende über den Antrag vom Gemeinderatsmitglied Johannes Regner abstimmen. 

 
Abstimmung: 11 : 6 

(ohne Tobias Königseder,  
Florian Schwarzbauer,  

Manfred Bründl,  
Johann Kirchberger) 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dass die Gemeinde die vom DJK Haselbach beantragten Ausfallbürg-
schaft in Höhe von 50.000.- € zur Sicherung der Finanzierung zum Umbau des Sandplatzes in ein 
Rasenspielfeld übernimmt. 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne Tobias Königseder,  

Florian Schwarzbauer,  
Manfred Bründl,  

Johann Kirchberger) 
 

 
 
 
 
 
 



 

 
9. Vorlage des Prüfungsberichts der überörtlichen Rechnungsprüfung von 2015 bis 2019. 
 

Sachverhaltsdarstellung mit Rechtsgrundlagen 
 
Der Bericht des Bayerischen kommunalen Prüfungsverbandes (BKPV) über die überörtliche Prüfung 
der Jahresrechnungen2015 bis 2019 und der Kasse der Gemeinde Tiefenbach ist am 25. August 2021 
bei der Gemeindeverwaltung eingegangen.Die Gemeinderatsmitglieder sind auf Grundlage der Ge-
meindeordnung unverzüglich über das Vorliegen des Prüfungsberichts zu informieren. 
 
Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass die Mitglieder des Gemeinderats von ihrem Recht zur Ein-
sichtnahme nach Artikel 102 Absatz 4 Gemeindeordnungzeitnah Gebrauch machen können. Dazu 
sind alle Ratsmitglieder ohne zeitliche Verzögerung vom Eingang des Prüfungsberichts in Kenntnis zu 
setzen. 
 

„Auszug aus der Mitteilung des BKPV Nr. 1/2005“ 
 

 
 
 
 

Art. 102 Gemeindeordnung 
Rechnungslegung, Jahresabschluss 

 
(1) 1Im Jahresabschluss beziehungsweise in der Jahresrechnung ist das Ergebnis der Haushaltswirt-
schaft einschließlich des Stands des Vermögens und der Verbindlichkeiten zu Beginn und am Ende 
des Haushaltsjahres nachzuweisen. 2Bei Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten 
kommunalen Buchführung besteht der Jahresabschluss aus der Ergebnisrechnung, der Finanzrech-
nung, der Vermögensrechnung (Bilanz) und dem Anhang. 3Bei Haushaltswirtschaft nach den Grunds-
ätzen der Kameralistik besteht die Jahresrechnung aus dem kassenmäßigen Abschluss und der Haus-
haltsrechnung. 4Der Jahresabschluss beziehungsweise die Jahresrechnung ist durch einen Rechen-
schaftsbericht zu erläutern. 
 
(2) Der Jahresabschluss beziehungsweise die Jahresrechnung ist innerhalb von sechs Monaten, der 
konsolidierte Jahresabschluss (Art. 102a) innerhalb von zehn Monaten nach Abschluss des Haushalts-
jahres aufzustellen und sodann dem Gemeinderat vorzulegen. 
 
(3) 1Nach Durchführung der örtlichen Prüfung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse (Art. 
103) und Aufklärung etwaiger Unstimmigkeiten stellt der Gemeinderat alsbald, jedoch in der Regel 
bis zum 30. Juni des auf das Haushaltsjahr folgenden übernächsten Jahres den Jahresabschluss be-
ziehungsweise die Jahresrechnung in öffentlicher Sitzung fest und beschließt über die Entlastung. 2Ist 
ein konsolidierter Jahresabschluss aufzustellen (Art. 102a), tritt an die Stelle des 30. Juni der 31. De-



 

 
zember des auf das Haushaltsjahr folgenden übernächsten Jahres. 3Verweigert der Gemeinderat die 
Entlastung oder spricht er sie mit Einschränkungen aus, hat er die dafür maßgebenden Gründe anzu-
geben. 
 
(4) Die Gemeinderatsmitglieder können jederzeit die Berichte über die Prüfungen einsehen. 

 
Auszug aus der Verwaltungsvorschrift (VV) zum § 8 

der Verwaltungsvorschriften zur Kommunalwirtschaftlichen Prüfungsverordnung (KommPrV) 
 
Nr. 1  

Die weitere Behandlung der Prüfungsberichte bei den geprüften Körperschaften richtet sich nach den 

einschlägigen Bestimmungen in den Kommunalgesetzen und den ergänzenden örtlichen Regelungen. 

Nr. 3 

Die Bedeutung der Rechnungs- und Kassenprüfungen und der Abschlussprüfungen erfordert, dass die 

kommunalen Körperschaften zügig die Prüfungsberichte auswerten und die Entscheidungen ihrer 

zuständigen Organe herbeiführen. 

Der Prüfungsbericht ist wie folgt aufgebaut: 
 

1. Zusammenfassung des Prüfungsergebnisses  
1.1 Finanzielle Verhältnisse  
1.2 Einzelfeststellungen  

 
2. Allgemeine Angaben, Gegenstand und Verfahren der Prüfung 5 

2.1 Allgemeine Angaben  
2.2 Prüfungsgegenstand  
2.3 Beginn und Ende der Prüfung, Prüfer  
2.4 Prüfungsgebiete  
2.5 Prüfungsverfahren  
2.6 Schlussbesprechung  

 
3. Finanzwirtschaft 

3.1 Finanzielle Verhältnisse  
3.2 Kassenlage  

 
4. Einzelfeststellungen 

4.1 Erledigung früherer Prüfungsfeststellungen 
4.2 Einsatz der Informationstechnik 
4.3 Elisabeth und Johann Kandlbinder-Stiftung (fiduziarische Stiftung) 

4.3.1 Allgemeine Angaben 
4.3.2 Finanzielle Verhältnisse 

4.4 Verschiedenes 
 

5. Anmeldung bei der Kassenversicherung 
 
Darüber hinaus enthält erfolgende Anlagen: 
 
1  Angaben über die Gemeinde und ihre Verwaltung 
2  Niederschrift über die Kassenbestandsaufnahmen 
3  Ergebnisse der Haushaltsrechnungen von 2015 bis 2019 
4  Übersicht zur Beurteilung der dauernden Leistungsfähigkeit 



 

 
5 Steuern, allgemeine Finanzzuweisungen und steuerliche Ausgaben 
6  Ergebnisse der größeren Einrichtungen und Unternehmen 
7  Personalausgaben und Personalstand 
8  Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen, Schulden, Rücklagen 
9  Finanzplan zum Haushaltsplan 2020 
 
Die Zusammenfassung des Prüfungsergebnisses lautet wie folgt: 
 
Mit der Erledigung der Feststellungen aus unserem vorhergehenden Bericht vom 07.12.2015 
(überörtliche Prüfung der Jahresrechnungen 2010 bis 2014) hat sich die Gemeinde eingehend be-
fasst. Zum Zeitpunkt dieser Prüfung war das Erledigungsverfahren noch nicht abgeschlossen. Den 
aktuellen Sachstand zum Erledigungsstand verschiedener Einzelfeststellungen haben wir unter Ab-
schnitt 4.1 dieses Berichts in tabellarischer Übersicht dargestellt. Die Gemeinderatsmitglieder wären 
künftig unverzüglich über das Vorliegen unseres Prüfungsberichts zu informieren. 
 
Im Bereich der Informationstechnik (IT; vgl. Abschnitt 4.2) waren neben Hinweisen zum Erledigungs-
stand früherer Feststellungen auch einzelne neue Feststellungen zur Verbesserung der System- und 
Netzwerksicherheit zu treffen (sichere Authentifizierung und Nutzung externer Schnittstellen an den 
PC-Arbeitsplätzen). Beim Einsatz finanzwirksamer Verfahren wäre künftig stärker auf eine ausrei-
chende Absicherung sowieeine differenzierte und restriktive Rechtevergabe zu achten. Beim Emp-
fang und der Aufbewahrung von elektronischen Rechnungen haben wir Abweichungen zu haushalts-
rechtlichen Anforderungen festgestellt. Zudem wäre künftig die revisionssichere Aufbewahrung von 
Kassenbelegen sicherzustellen. 
 
Bei der Außenstelle „Freibad“ wären die Authentisierung an den finanzwirksamen Verfahren, die 
Systemsicherheit und das dort praktizierte Datensicherungskonzept zu verbessern. 
 
Die finanziellen Verhältnisse der (fiduziarischen) Elisabeth und Johann-Kandlbinder Stiftung (vgl. Ab-
schnitt 4.3) waren im Berichtszeitraum geordnet. Der Erhalt der Vermögenswerte kann nach Maßga-
be der Bestimmungen der Stiftungssatzung bestätigt werden. Anhaltspunkte für eine nicht dem Stif-
tungszweck entsprechende Verwendung der Stiftungserträge haben sich nicht ergeben. 
 
Im Übrigen haben sich im Rahmen dieser Prüfung keine nennenswerten Einzelfeststellungen erge-
ben.  
 
Verschiedene Hinweise, schwerpunktmäßig zur Abwasserbeseitigung, haben wir zusammengefasst 
unter Abschnitt 4.4 dargestellt. 
 
Die überörtliche Rechnungsprüfung wurde in der Zeit vom 22.07.2020 bis 22.12.2020 durchgeführt 
(mit Unterbrechungen).  
 
An der Prüfung waren beteiligt: 
− 22.07.2020 bis 22.12.2020 (mit Unterbrechungen) Stefan Rösch, allgemeine Rechnungsprüfung 
− 30.07.2020 Andreas Schneider, IT-Prüfung 
− 04.08.2020 bis 07.08.2020 Christian Salatmeier, IT-Prüfung 
 
 
Prüfungsgebiete 
 
Neben kommunalwirtschaftlichen Angelegenheiten wurden vertieft geprüft: 
 

− Erledigung früherer Prüfungsfeststellungen 
− Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 



 

 
− Einsatz der IT 
− Kostenrechnende Einrichtungen 
− Elisabeth und Johann Kandlbinder-Stiftung 
 

Zusammenfassung/weiteres Vorgehen: 
 

 Jedes Gemeinderatsmitglied hat die Möglichkeit auf Einsichtnahme in den vorliegenden Prü-
fungsbericht. 

 

 Die Feststellungen und Hinweise sind durch die Verwaltung abzuarbeiten. Bei Bedarf sind in 
den zuständigen Gremien entsprechende Beschlüsse zu fassen und durch die Verwaltung zu 
vollziehen. 

 

 Die Erledigung der Feststellungen (Textziffern) werden von der Rechtsaufsicht im Landratsamt 
Passau überwacht. 

 

 Der gesamte Prüfungsbericht liegt zur Einsichtnahme im Zimmer 105, 1.Obergeschoss (Ge-
schäftsleitung) während der allgemeinen Öffnungszeiten für alle Gemeinderatsmitglieder be-
reit. Um eine vorige Terminvereinbarung wird gebeten. 

 

 
10. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeisters. 
 
Bufdi-Stelle Grundschule Haselbach 
 
Vom Vorsitzenden wird informiert, dass die schriftliche Genehmigung der Stelle bei der Verwaltung 
eingegangen ist. Bewerbungen können jederzeit abgegeben werden. 
 

 
11. Anfragen an den ersten Bürgermeister. 
 
Bruno Gottschaller 
Es wird angefragt, ob der gemeindliche Jugendtreff aktuell in Betrieb ist, da es in den letzten Wochen 
zu Ansammlungen von Jugendlichen im Bereich des Kindergartens Tiefenbach gekommen ist, wo 
größere Müllmengen auf der Straße hinterlassen worden sind. Der Vorsitzende antwortet, dass der 
Jugendtreff aktuell geöffnet ist und ein Gespräch mit den Jugendlichen im Vorfeld der Gemeinderats-
sitzung stattgefunden hat. 
 
Hans Höller 
Es wird angefragt, ob bezüglich des Soccerplatzes bei der Schule Haselbach ein Zeitungsbericht ange-
dacht ist, um die Bürger entsprechend zu informieren. Der Vorsitzende antwortet, dass der Pres-
setermin mit dem Schulleiter bereits stattgefunden hat und der entsprechende Bericht in den nächs-
ten Tagen erscheint. 
 
Christina Roßgoderer 
Es wird angefragt wie der Sachstand zur Errichtung eines Bikeparks ist. Der Vorsitzende antwortet, 
dass Gespräche mit dem Landratsamt Passau bezüglich des vorgeschlagenen Grundstücks stattge-
funden haben. Sobald es eine konkrete Aussage gibt, wird die Angelegenheit weiter beraten. 
 
Hans Höller 
Es wird angefragt wie der Sachstand der Radwegverbindung von Haselbach nach Tiefenbach ist. Der 
Vorsitzende antwortet, dass die beauftragte Machbarkeitsstudie vom Ingenieurbüro mangels Perso-



 

 
nal nicht durchgeführt werden kann. Das Ingenieurbüro hat mündlich mitgeteilt, dass der Auftrag 
zurückgegeben wird. Das entsprechende Schriftstück ist noch nicht bei der Verwaltung eingegangen.  
 
Uwe Urtel 
Es wird angefragt, wie der Sachstand zum öffentlichen Feld- und Waldweg in Niedernhart ist. Der 
Vorsitzende informiert, dass die erforderliche Unterschriftenliste in der letzten Woche bei der Ver-
waltung eingegangen ist und der Vorgang nun weiterbearbeitet werden kann. 
 

 
Tiefenbach, 2021-11-03 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer: 
 
gez.         gez. 
          
Christian Fürst,        Anton Mayrhofer,  
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter 
 
         Für die TOP´s 3, 4 und 5: 
 
         gez. 
          
         Sandra Schadenfroh, 
         Kämmerin 
 
 
 
 
          
 
          


